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1 Allgemeine Begründung 

1.1 Plananlass und –erfordernis 

 

Der ursprüngliche Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan JOV416 "östlich Greifswalder 

Straße" wurde 1995 gefasst. Der damalige Hauptgrundstückseigentümer hatte seinerzeit 

den Schlachthof übernommen um die Fläche in Anbetracht der angrenzenden 

Wohngebiete und der Fachhochschule als gemischtes Gebiet mit Wohnen und Gewerbe zu 

entwickeln. Nach Insolvenz wurde 1997 die Fläche an einen anderen Vorhabenträger 

übertragen und Abschluss entsprechender Verträge mit der Stadt erfolgte 2001 der 

Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan JOV416 "östlich Greifswalder Straße". Der 

Bebauungsplan JOV416 ist seit 2002 rechtswirksam. Mittlerweile gibt es für die 

überwiegenden Flächen nördlich der Leipziger Straße und östlich Greifswalder Straße 

einen  neuen Eigentümer und Vorhabenträger. 

 

In den vergangenen Jahren wurden für die äußere Oststadt grundlegende Veränderung 

hinsichtlich der Bau- und Nutzungsstruktur beschlossen. Die Landeshauptstadt Erfurt 

verzeichnet seit 2005 eine positive Bevölkerungsentwicklung verbunden mit einer 

wachsenden Nachfrage nach Wohnraum in der Altstadt und in Innenstadtnähe.  

 

Die weitläufigen Brachflächen zwischen Johannes- und Krämpfervorstadt sowie der 

Bahnlinie nach Nordhausen werden schrittweise in einen neuen, energieeffizienten 

urbanen Stadtteil entwickelt. Die ersten Bausteine (z. B. Baugebiet KRV684 "Alter Posthof") 

wurden bereits im Stadtrat beschlossen und umgesetzt. 

 

Im Zuge der Schaffung von neuen Wohnungen ergibt sich gleichfalls der Bedarf an sozialer 

Infrastruktur, der mit dem Neubau z. B. einer Gemeinschaftsschule bzw. eines 

Schulcampus, bestehend aus Grundschule und Gymnasium, gedeckt werden soll. 

 

Dazu erfolgte bereits ein Grundstückstausch mit dem Vorhabenträger der angrenzenden 

Bauleitplanverfahren JOV752 und JOV753, so dass die Stadt Erfurt in das Eigentum eines 

ca. 16.000 m² großen Grundstücks gekommen ist, welches sich mittig zwischen dem 

geplanten Wohnviertel im Norden (JOV753) und dem geplanten Nahversorgungsbereich an 

der Leipziger Straße (JOV752) befindet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Geltungsbereich des rechtswirksamen 

Bebauungsplans JOV416 soll mit vier 

separaten Bauleitplanungen JOV752, 

JOV753 und JOV754 sowie JOV757 

vollständig überplant werden. 

 

Für drei Teilgebiete wurden seitens des 

Vorhabenträgers für das "Einkaufs- und 

Versorgungszentrum Leipziger Straße" 

(JOV752) und das "Wohnviertel 

Greifswalder Straße" (JOV753) sowie von 

der Landeshauptstadt Erfurt für den 

"Schulcampus Greifswalder Straße" 

(JOV754) eigenständige Wettbewerbe 

ausgelobt. 
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Aufgrund der im Bestand vorhandenen gewerblichen Nutzungen südlich des Heckerstiegs 

und im Bereich Greifswalder Straße 23 soll für diesen Bereich ein eigenständiges 

Bauleitplanverfahren "Gewerbeflächen südlich Heckerstieg" (geplant JOV757) aufgestellt 

werden. 

 

Geplant sind in dem Wohngebiet JOV753 ca. 470 – 480 Wohnungen. Weiterhin ist eine 

Kindertagesstätte innerhalb des Wohngebietes vorgesehen. Das Gesamtgebiet soll 

nachhaltig und energieeffizient entwickelt werden.  

 

Mit dem Bebauungsplan JOV754 "Schulcampus Greifswalder Straße" sollen die 

planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung dieses Vorhabens einhergehend 

mit der städtebaulichen Neuordnung dieses Bereichs geschaffen werden. 

 

Der Bebauungsplan ist aus nachfolgenden Gründen erforderlich:  

- Revitalisierung einer innerstädtischen Brachfläche 

- Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung einer 

Gemeinbedarfsfläche  

- Realisierung eines Schulcampus für bis zu 1000 Schüler / Schülerinnen sowie einer 2-

Felder-Sporthalle zur bedarfsgerechten Abdeckung der erforderlichen Schulplätze 

- Festsetzung von erforderlichen Umweltschutzmaßnahmen im Hinblick auf die 

Entwicklung eines südlich gelegenen zentralen Versorgungsbereiches sowie 

angrenzender Straßenverkehrs- und Bahnflächen mit hoher Lärmbelastung 

- Einordnung einer öffentlichen Durchwegung durch den Schulcampus von der 

Haltestelle der Stadtbahn über den geplanten zentralen Versorgungsbereiches bis zur 

geplanten Wohnbebauung 

- Gebietsbezogene Konkretisierung der Sanierungsziele als planungsrechtliche und 

sanierungsrechtliche Genehmigungsgrundlage 

- Sicherung der Sanierungsziele auch nach der bevorstehenden Entlassung des 

Quartiers aus dem Sanierungsrecht i. S. einer geordneten städtebaulichen 

Entwicklung und der Vermeidung von städtebaulichen Missständen 

 

Es besteht damit eine Vielzahl von öffentlichen Interessen, die die planungsrechtlichen 

Rahmenbedingungen im Hinblick auf die Erforderlichkeit dieses Bebauungsplans 

definieren. 

 

 

1.2 Gewähltes Planverfahren und Verfahrensablauf  

1.2.1 Gewähltes Planverfahren 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans JOV754 überplant einen Teilbereich des 

rechtswirksamen Bebauungsplans JOV416 "Bereich östlich Greifswalder Straße". Dieser 

wurde Mitte der 1990er Jahr unter den damaligen städtebaulichen Zielstellungen 

aufgestellt und ist seit dem 08.02.2002 rechtswirksam. 

 

Der aktuelle Vorentwurf des Bebauungsplans JOV754 "Schulcampus Greifswalder Straße" 

umfasst einen Teilbereich des B-Plan JOV416. Nördlich und südlich des Bebauungsplans 

JOV754 werden weitere Bauleitplanungen erfolgen, die u.a. einen zentralen 

Versorgungsbereich  (Vorhaben – und Erschließungsplan) und ein Wohngebiet (Vorhaben – 

und Erschließungsplan) sowie Gewerbeflächen umfassen. Damit wird der Gesamtbereich 
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des rechtswirksamen Bebauungsplans JOV416 vollständig – jedoch zeitlich versetzt – 

überplant. 

 

Der Überplanung des Bebauungsplan JOV416 liegt ein städtebauliches Konzept zu Grunde, 

mit welchem auch die frühzeitige Beteiligung durchgeführt wurde (Vorentwurf zur 1. 

Änderung des aktuell rechtsgültigen Bebauungsplans JOV416 „Bereich östlich der 

Greifswalder Straße“, Stand 21.01.2019).  

 

Der Bebauungsplan wird im Normalverfahren durchgeführt, u. a. um den natur- und 

umweltschutzfachlichen Belangen ausreichend Rechnung zu tragen. So sollen neben einem 

Grünordnungsplan auch ein Umweltbericht und weitere Fachgutachten erstellt werden. 

 

1.2.2 Verfahrensablauf 

Für den bestehenden Bebauungsplan JOV416 „Bereich östlich der Greifswalder Straße“ 

wurde in der Sitzung des Stadtrates am 21.03.2019 die Einleitung eines 

Änderungsverfahrens beschlossen sowie der Vorentwurf und die frühzeitige Beteiligung 

der Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit gebilligt (Drucksache Nr. 2430/18, 

veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 8 vom 3. Mai 2019). 

 

Die Beteiligung fand mit dem Vorentwurf der 1. vereinfachten Änderung des 

Bebauungsplanes JOV416 und dessen Begründung sowie die den Festsetzungen zu Grunde 

liegenden Vorschriften wie DIN-Normen fand im Zeitraum 13. Mai bis 14. Juni 2019 statt. 

 

Aufgrund der Konkretisierung der Planung, u. a. durch eine überarbeitete 

Erschließungsplanung und die vorliegenden Wettbewerbsergebnisse, soll nun für den 

Teilbereich das Bauleitplanverfahren JOV754 eine erneuter Vorentwurf beschlossen und 

die frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit 

vorgenommen werden. 

 

 

1.3 Geltungsbereich, Bodenordnung 

Die Stadt ist nach erfolgtem Grundstückstausch Eigentümer der Fläche. 

Die Grundstücksgröße beläuft sich auf ca. 16.000 m². 

 

 

1.4 Übergeordnete Planungen 

1.4.1 Ziele der Raumordnung und Landesplanung 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bebauungspläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. 

Die für diesen Bebauungsplan relevanten übergeordneten Planungen sind das 

Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 (LEP 2025, am 04.07.2014 im Gesetz- und 

Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen verkündet und am 05.07.2014 in Kraft 

getreten) und der Regionalplan Mittelthüringen (RP-MT, bekannt gemacht im Thüringer 

Staatsanzeiger Nr. 31/2011 vom 01.08.2011). 

 

Die bedarfsgerechte Nutzung des innerstädtischen brachliegenden Areals trägt den 

Erfordernissen der Raumordnung zur Siedlungsentwicklung der Kapitel 2.4 und 2.5 des 

Landesentwicklungsprogramm 2025 (LEP, GVBI. 6/2014) sowie der Grundätze 2.1 bis 2.3 

des Regionalplanes Mittelthüringen (RP-MT, Bekanntgabe der Genehmigung im ThürStAnz 

31/2011) Rechnung. 
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Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 (LEP): 

Folgende Erfordernisse der Raumordnung mit inhaltlichem Bezug zur vorliegenden 

Bauleitplanung sind in den Plansätzen des LEP festgehalten: 

 

G 2.4.1    Die Siedlungsentwicklung in Thüringen soll sich am Prinzip „Innen- vor 

Außenentwicklung" orientieren. Dabei soll der Schaffung verkehrsmindernder 

Siedlungsstrukturen, der Ausrichtung auf die zentralen Orte und der Orientierung an 

zukunftsfähigen Verkehrsinfrastrukturen ein besonderes Gewicht beigemessen werden. 

 

G 2.4.2    Die Flächeninanspruchnahme für Siedlungszwecke soll sich am 

gemeindebezogenen Bedarf orientieren und dem Prinzip „Nachnutzung vor 

Flächenneuinanspruchnahme" folgen. Der Nachnutzung geeigneter Brach- und 

Konversionsflächen wird dabei ein besonderes Gewicht beigemessen.  

 

2.5 Wohnen und wohnortnahe Infrastruktur, Leitvorstellungen    In Thüringen soll den 

verschiedenen Möglichkeiten des Zusammenlebens durch ein angemessenes Angebot 

vielfältiger und barrierearmer bzw. barrierefreier Wohnformen in gemischten Quartieren 

Rechnung getragen werden. Diese den sich ändernden gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen angepassten Wohnangebote setzen auch eine den Bedürfnissen 

angepasste soziale Infrastruktur, wie z. B. Versorgungs-, Bildungs-, Gesundheits-, Kultur-, 

Sport- und Freizeitangebote voraus. 

 

Regionalplan Mittelthüringen 2011 (RPMT) 

Folgende Erfordernisse der Raumordnung mit inhaltlichem Bezug zur vorliegenden 

Bauleitplanung sind in den Plansätzen des RPMT festgehalten: 

 

G 2-1    Durch Innenentwicklung, Revitalisierung von Siedlungskernen, Erhöhung der 

Flächenproduktivität, Verbesserung der Infrastruktureffizienz, Sicherung von Freiräumen 

und Freihaltung von Retentionsflächen sowie durch interkommunale Abstimmungen bzw. 

Zusammenarbeit soll ein Beitrag zur nachhaltigen Siedlungsentwicklung erreicht werden. 

Dabei sollen die zukünftigen Bedürfnisse der Daseinsvorsorge auf der Grundlage der 

demographischen Veränderungen berücksichtigt werden. 

 

G 2-2    Im Rahmen der Siedlungsentwicklung sollen die Funktionen Wohnen, Arbeiten, 

Versorgen und Erholen so geordnet werden, dass räumlich bedingter Verkehrsaufwand 

reduziert und einer Zersiedelung der Landschaft entgegengewirkt wird. 

 

G 2-3    Im Rahmen der Siedlungsentwicklung sollen bestehende Baugebiete ausgelastet 

sowie aufgrund ihrer Lage, Größe, Erschließung und Vorbelastung geeignete Brach- und 

Konversionsflächen nachgenutzt werden, bevor im Außenbereich Neuausweisungen 

erfolgen." 

 

 

1.4.2 Schulnetzplanung der Landeshauptstadt Erfurt 

Gemäß des Schulnetzplans der Landeshauptstadt Erfurt 2019/2020 bis 2023/2024 sind 

zusätzlichen Schulplätze für die Stadt Erfurt im Bereich der Stadtteile Krämpfervorstadt 

und Johannesvorstadt erforderlich, die in diesem Siedlungszusammenhang realisiert 

werden müssen. Diese den sich ändernden gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 

angepassten Wohnangebote bzw. die u. a. in der Oststadt realisierten und geplanten 

Wohnungen setzen auch eine den Bedürfnissen angepasste soziale Infrastruktur, wie z. B. 
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Bildungs- und Sportangebote etc. voraus. Die 2-Felder-Sporthalle soll u. a. auch für den 

Vereinssport genutzt werden. 

 

 

1.4.3 Flächennutzungsplan  

Die Stadt Erfurt verfügt über einen Flächennutzungsplan (FNP), wirksam geworden mit 

Bekanntmachung vom 27.05.2006 (Veröffentlichung im Amtsblatt Nr. 11/2006), neu 

bekannt gemacht im Amtsblatt Nr. 12/2017 vom 14.07.2017 und zuletzt geändert durch 

die FNP-Änderungen Nr. 38 und Nr. 40, wirksam mit Veröffentlichung im Amtsblatt vom 

21.08.2020. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans JOV754 "Schulcampus Greifswalder Straße" ist 

darin überwiegend als gemischte Baufläche nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 BauNVO sowie im 

östlichen Bereich als gewerbliche Baufläche nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO dargestellt. 

Zwischen diesen beiden Bereichen ist die Führung einer Hauptverkehrsstraße in 

Verlängerung der Straße Am alten Nordhäuser Bahnhof bis zur Straße am Kühlhaus, für 

eine Verkehrsverbindung der Eugen-Richter-Straße mit der Weimarischen Straße, als 

Flächen für den überörtlichen Verkehr sowie die örtlichen Hauptverkehrszüge dargestellt. 

 

Die mit den geplanten Bebauungsplänen JOV752, JOV753 und JOV754 beabsichtigte 

Baurechtschaffung für ein Nahversorgungszentrum, für Wohnnutzungen und eine 

Gemeinbedarfsfläche (Schule mit Schulsporthalle) kann nach § 8 Abs.2 Satz 1 BauGB aus 

der Darstellung des wirksamen FNP nicht entwickelt werden. Der Flächennutzungsplan soll 

daher im Parallelverfahren nach § 8 Abs.3 BauGB geändert werden (37. Änderung des FNP).  

 

Mit der Einleitung des Änderungsverfahren, Billigung des Vorentwurfes und frühzeitige 

Beteiligung der Öffentlichkeit Nr. 2430/18 vom 20.03.2019  (veröffentlicht im Amtsblatt 

Nr. 08 vom 03.05.2019) zum Bebauungsplan JOV416 "Bereich östlich der Greifswalder 

Straße" - 1. Änderung wurde auch die Änderung des Flächennutzungsplanes vom Stadtrat 

eingeleitet. 

 

Angesichts der aktuellen Tendenzen und Perspektiven der Erfurter Stadtentwicklung, 

insbesondere der wachsenden Erfurter Einwohnerzahl und des daraus resultierenden 

baulichen Entwicklungsdrucks, wurde zur FNP-Änderung eine Neubetrachtung der 

städtebaulichen Entwicklungsziele für das Gebiet nördlich der Leipziger Straße, zwischen 

Greifswalder Straße und Bahnlinie Erfurt - Nordhausen erforderlich. Die zentrumsnahe 

Lage dieses Gebietes beinhaltet ein erhebliches Potenzial zur Entwicklung attraktiver 

neuer Siedlungsstrukturen.  

 

Die aktuellen städtebaulichen Entwicklungsziele der FNP-Änderung stehen auch in einem 

räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit dem integrierten städtebaulichen 

Rahmenkonzept „Äußere Oststadt“, welches als Arbeitsgrundlage für die Verwaltung durch 

den Stadtrat am 21.01.2016 bestätigt wurde. Nach diesem Rahmenkonzept sollen im 

Bereich südlich der Leipziger Straße" befindliche untergenutzte und innenstadtnahen 

Flächen revitalisiert und neue, moderne und attraktive Stadtquartiere geschaffen werden.  

 

Mit der FNP-Änderung wird ein weiterer städtebaulicher Baustein zur urbanen 

Entwicklung der Stadtteile Krämpfervorstadt und Johannesvorstadt planungsrechtlich 

vorbereitet. Dieser soll an die o. g. städtebauliche Neuordnung und Entwicklung des 

Bereiches "Äußere Oststadt" auch nördlich der Leipziger Straße anschließen.  
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Dabei soll ein städtebaulicher und stadtbildrelevanter Missstand einer innerstädtischen 

Brachfläche (ehemaliger Schlachthof) beseitigt werden. Durch eine städtebauliche 

Neuordnung können die betroffenen Flächen einer neuen Nutzung zugeführt und 

funktional wieder in Wert gesetzt werden. 

 

Mit der FNP-Änderung sollen aktuell folgende Nutzungen planungsrechtlich vorbereitet 

werden: 

 Gemäß Einzelhandelskonzept der Stadt Erfurt ist u.a. zur Erhaltung der zentralörtlichen 

Versorgungsstrukturen in der Landeshauptstadt Erfurt beizutragen und die 

wohnortnahe und qualifizierten Versorgung der Bevölkerung zu stärken. Wie im 

Einzelhandelskonzept für den Bereich Leipziger Straße / Greifswalder Straße 

vorgesehen, soll die Errichtung eines Nahversorgungszentrums im Plangebiet JOV752 

dementsprechend planungsrechtlich vorbereitet und umgesetzt werden. 

 Außerdem sind, wie in der Schulnetzplanung der Stadt Erfurt dargelegt, zusätzlichen 

Schulplätze für die Stadt Erfurt im Bereich der Stadtteile Krämpfervorstadt und 

Johannesvorstadt erforderlich. Mit der o. g. FNP-Änderung ist daher die Errichtung einer 

Schule / eines Schulcampus mit Schulsporthalle (JOV754) planungsrechtlich 

vorzubereiten. 

 Mit der FNP-Änderung soll des Weiteren ein Beitrag zur Deckung des bestehenden 

Wohnraumbedarfes der Stadt Erfurt in innerstädtischen Lagen vorbereitet werden. 

Geplant ist, dem Integrierten Stadtentwicklungskonzept Erfurt 2030 

(Stadtratsbeschluss vom 17.10.2018) entsprechend, nördlich des Plangebietes JOV754 

ein Wohnquartier mit ca. 470 bis 480 Geschoßwohnungen zu entwickeln (JOV752).  

 Die o. g. aktuellen städtebaulichen Entwicklungsziele bedingen in der Folge, 

insbesondere bzgl. der geplanten schulischen Nutzungen und der geplanten 

Wohnnutzung, auch einen im wirksamen FNP dargestellten neuen Teilabschnitt einer 

Hauptverkehrsstraßenverbindung mit o. g. FNP-Änderung anzupassen.  

 

Mit dem Verkehrsentwicklungsplan 1993/1997 (VEP) der Stadt Erfurt wurde ein funktional 

gegliedertes Straßennetz aus überörtlichen und örtlichen Hauptverkehrsstraßen für das 

gesamte Stadtgebiet entwickelt. Dieses Verkehrskonzept wurde in den wirksamen FNP 

integriert.  

 

Der von der FNP-Änderung betroffene Straßenteilabschnitt ist ein geplanter neuer 

Bestandteil einer Verkehrstrasse zwischen Weimarischer Straße und Eugen-Richter-Straße. 

Diese ist eine leistungsfähige Tangentialverbindung zur Gewährleistung der sicheren und 

nutzungsverträglichen Abwicklung des ortsbezogenen Verkehrs im angestrebten 

Hauptverkehrsstraßennetz. Mit der Trasse sollen die anliegenden Siedlungsstrukturen 

weitgehend konfliktarm - also möglichst ohne Durchfahrung von Wohngebieten - 

erschlossen werden.  

 

Hierfür wurde auf der Planungsebene des FNP die Möglichkeit einer alternativen 

Verkehrsführung betrachtet. Diese Varianten wurden hinsichtlich ihrer 

verkehrstechnischen Eignung und Leistungsfähigkeit geprüft sowie städtebaulich, 

hinsichtlich relevanter Umweltbelange und zur voraussichtlichen Umsetzbarkeit bewertet. 

Im Ergebnis der Variantenbetrachtung zur Verkehrsführung wird als Vorzugsvariante für 

die Verkehrstrassierung der betroffenen Tangentialstrecke im Abschnitt zwischen der 

Leipziger Str. und Eugen-Richter-Str. empfohlen, diese zukünftig dauerhaft über die 

Greifswalder Straße zu führen. Hinweis: Die bestehende Verkehrsanlage soll hierfür 

hinsichtlich der Ausbauparameter (Anlagen für Fuß- und Radverkehr, Knotenausbau 
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Zwischenanbindungen) überprüft werden und ggf. ein entsprechender Ausbau erfolgen 

(betrifft die verbindlichen Bauleitplanverfahren). 

 

 

1.4.4 Rahmenplan EFN 117 Erfurt-Ost 

Das Plangebiet befindet sich im Bereich der Städtebaulichen Rahmenplanung EFN 117 

Erfurt-Ost, welche sich über die sog. Äußere Oststadt erstreckt. Die Äußere Oststadt ist ein 

im Zuge der Industrialisierung entstandenes gründerzeitliches Stadterweiterungsgebiet 

zwischen der Inneren Oststadt – einem überwiegend durch Wohnnutzungen geprägt 

Stadterweiterungsband östlich der mittelalterlichen Kernstadt - und der Bahnstrecke 

Erfurt – Nordhausen, welche 1869 in Betrieb genommen wurde. Der Gründerzeitgürtel der 

Äußeren Oststadt war vor allem durch Gewerbeansiedlungen und infrastrukturelle 

Einrichtungen bestimmt. Die Planungsziele haben sich in den vergangenen Jahren 

gravierend verändert. 

 

2014/15 wurde für das Gebiet südlich der Leipziger Straße der bestehende Rahmenplan 

überarbeitet und die Sanierungsziele neu definiert („Integriertes städtebauliches 

Rahmenkonzept Äußere Oststadt", Büro für urbane Projekte, Leipzig, am 20.01.2016 durch den 

Stadtrat beschlossen). 

 

Ausgehend vom städtebaulichen Leitbild der kompakten nutzungsgemischten Stadt und 

unter den Aspekten Energieeffizienz, Klima- und Lärmschutz, geringer 

Landschaftsverbrauch sowie Ausnutzung vorhandener technischer Infrastrukturen soll die 

Revitalisierung der letzten großflächigen, innenstadtnahen Brachflächen eine 

wirtschaftlich tragfähige, kleinräumige Mischung von Wohnen, Arbeiten, Versorgung und 

Dienstleistung ermöglichen. Zwischen den beiden Fachhochschulstandorten im Norden an 

der Leipziger Straße und der geplanten ICE-City-Ost im Süden sollen schrittweise 

innenstadtnahe, familien- und altersgerechte Wohnformen entstehen, die durch neue 

Grün- und Spielplatzangebote die Attraktivität der gesamten Oststadt spürbar steigern. 

 

Hierfür befinden sich derzeit folgende Bebauungspläne in Aufstellung / Umsetzung: 

- KRV684 "Alter Posthof", Vorhabenbezogener Bebauungsplan für die Nachnutzung einer 

Brachfläche zur Errichtung von Geschosswohnungsbau (mit ca. 440 bis 450 WE in der 

Realisierung) 

- KRV690 "Geschwister-Scholl-Straße / Iderhoffstraße", Bebauungsplan für eine geordnete 

städtebauliche Entwicklung verdichteter, gemischt genutzter Baustrukturen mit z. T. 

Geschosswohnungsbau  

- KRV706 "ICE-City Ost, Teil A" Bebauungsplan für die Entwicklung eines gemischt 

genutzten innerstädtischen Quartiers mit einem möglichen Nutzungsspektrum aus u.a. 

Büro- und Verwaltungsgebäuden, Tagungs-, Veranstaltungs- und 

Kongressräumlichkeiten einschl. Beherbergungsbetrieben, Schank- und 

Speisewirtschaften etc. und der Sicherung der Wohnnutzung im Bestand 

 

Der Standort Greifswalder Straße grenzt unmittelbar nördlich an dieses Gebiet der 

„Äußeren Oststadt“ und ist in diesem großräumigen Zusammenhang als weiterer 

Stadtbaustein zu sehen, dessen Revitalisierung als Wohnstandort mit Schulcampus sowie 

einem zentralen Versorgungbereich die geplante Innenentwicklung und 

Attraktivitätssteigerung konsequent nördlich der Leipziger Straße fortsetzt und ergänzt.  
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1.4.5 Sanierungssatzung 

Der Geltungsbereich befindet sich im Bereich des gemäß § 142 Abs. 1 und 3 BauGB förmlich 

festgelegten Sanierungsgebietes KRV421 "Äußere Oststadt" (Vollverfahren), 

rechtsverbindlich seit 14.12.1996 (Stadtratsbeschluss Nr. 328/95). 

Der Bebauungsplan konkretisiert die Sanierungsziele.  

 

 

1.4.6 Bebauungsplan JOV416 

Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan JOV416 "östlich Greifswalder Straße" 

wurde 1995 gefasst. Der damalige Hauptgrundstückseigentümer hatte seinerzeit den 

Schlachthof übernommen, um die Fläche in Anbetracht der angrenzenden Wohngebiete 

und der Fachhochschule als gemischtes Gebiet mit Wohnen und Gewerbe zu entwickeln. 

Nach Insolvenz wurde 1997 die Fläche an einen anderen Vorhabenträger übertragen. Nach 

Abschluss entsprechender Verträge mit der Stadt erfolgte am 29.08.2001 (Beschluss Nr. 

163/2001) der Satzungsbeschluss.  

 

Der Bebauungsplan JOV416 ist mit Veröffentlichung im Amtsblatt vom 08.02.2002 

rechtswirksam. Dieser setzt für den Geltungsbereich die Ausweisung von Gewerbe- und 

Mischgebietsflächen fest. 

 

Da ein Schlüsselgrundstück für die verkehrliche Erschließung des Gesamtgebietes an der 

Leipziger Straße nicht zur Verfügung stand, wurden keinerlei Bau- und 

Erschließungsmaßnahmen im Gebiet umgesetzt.  

 

Da der rechtswirksame Bebauungsplan JOV416 nicht den aktuellen Zielstellungen für die 

Entwicklung des Standortes entspricht, wurde durch den Stadtrat am 21.03.2019 die 

Aufstellung der 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes und die frühzeitige 

Beteiligung zum Vorentwurf (städtebauliches Konzept) beschlossen. 

 

 

1.5 Städtebauliches Konzept 

Im Rahmen einer städtebaulichen Machbarkeitsstudie wurden die Entwicklungsoptionen 

für den gesamten Standort des ehemaligen Schlachthofs bzw. des Geltungsbereichs des 

rechtswirksamen Bebauungsplan JOV416 und dessen Eignung als Wohnstandort mit 

zentralem Versorgungsbereich und Schulstandort geprüft.  

 

Im Ergebnis der Analyse der Rahmenbedingungen und der umfassenden 

Variantendiskussion kristallisierte sich eine Vorzugsvariante heraus, welche den 

konzeptionellen Rahmen für die zukünftige Bebauung des Areals vorgibt. Die darin 

dargestellten Gebäudesetzungen und –typologien sind nicht verbindlich, sondern bildeten 

die Grundlage für die Erschließungsplanung sowie die drei durchgeführten 

Planungswettbewerbe (Einkaufs- und Versorgungszentrum Leipziger Straße, Wohnviertel 

Greifswalder Straße und Schulcampus Greifswalder Straße).  

 

Die Entwicklung dieses Quartiers „Greifswalder Straße“ ist in Teilbereichen vorgesehen: 

- Den Auftakt und zugleich den Quartierseingang an der Einmündung Greifswalder Straße 

/ Leipziger Straße bildet der Zentrale Versorgungsbereich mit großflächigen 

Einzelhandelsfunktionen im Erdgeschoss sowie Büros und Dienstleistungsangeboten 

(JOV752).  
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- In dem sich nördlich daran anschließenden Bereich (JOV754) wird einer neuer, dringend 

benötigter Schulstandort einschl. Sporthalle und Außenflächen entwickelt.  
 
- Daran schließt sich der Teilbereich Wohnen an (JOV753).  
 
- Der nördliche Bereich sichert die vorhandene gewerbliche Nutzung am Heckerstieg 

(JOV757).  

Mit der Entwicklung des Standortes soll des Weiteren ein Lückenschluss der Rad- und 

Fußwegeverbindungen sowie der Grünverbindungen erfolgen, insbesondere im Hinblick 

auf die Anbindung der Oststadt zum Nordstrand.  

 

 

1.6 Verkehrserschließung / Durchwegung / ÖPNV / Fuß- und Radverkehr 

Verkehrserschließung 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt über das übergeordnete Verkehrssystem, von der 

Leipziger Straße zur Greifswalder Straße oder über die Schlachthofstraße bzw. Straße „Am 

Kühlhaus” zur Greifswalder Straße.  

 

Die verkehrliche Erschließung (Binnenerschließung) erfolgt über die Greifswalder Straße in 

die neue Erschließungsstraße (Ringstraße). Eine verkehrliche Erschließung direkt über die 

Greifswalder Straße auf das Schulgrundstück soll nicht möglich sein.  

 

Im Rahmen eines verkehrsplanerischen / verkehrstechnischen Gutachtens für das Gebiet, 

wurden in Varianten die zu erwartenden Auswirkungen des Gesamtvorhabens 

(Versorgungszentrum, Schule und ca. 470 - 480 Wohnungen) und die künftigen 

Verkehrsbelastungen des Straßennetzes im Umfeld des Entwicklungsgebietes untersucht 

und bewertet.  

 

Verkehrsverflechtungen mit dem übrigen Stadtgebiet wurden durch die Implementierung 

der Ergebnisse des Verkehrsmodells der Landeshauptstadt Erfurt berücksichtigt. 

Bei einer mikroskopischen Verkehrsflusssimulation wurden folgende Knoten 

berücksichtigt und auf ihre Leistungsfähigkeit hin geprüft: 

- Leipziger Straße / Am alten Nordhäuser Bahnhof 

- Leipziger Straße / Greifswalder Straße 

- Greifswalder Straße / Emdener Straße / südl. Erschließungsstraße 

 

Für den Knotenpunkt Greifswalder Str./ Emdener Str./ südliche Erschließungsstr. wurden 

eine unsignalisierte Verkehrslösung mit einem kleinen Kreisverkehrsplatz mit einem 

Außendurchmesser von 26 m und lichtsignalisierte Kreuzung untersucht. Dabei erwies sich 

die Kreisverkehrslösung als unpraktikabel, da dies einen starken Eingriff in das 

Entwicklungsgebiet und eine deutliche Verschwenkung des Straßenverlaufs notwendig 

macht. Zudem birgt ein etwaiger Rückstau bis in die Kreisfahrbahn vom benachbarten 

südlichen LSA-Knotenpunkt Leipziger Straße/ Greifswalder Straße 

Verkehrssicherheitsrisiken. Die Lösung mit Lichtsignalanlage (LSA) macht aus Gründen des 

Verkehrsablaufes an der neuen Kreuzung den Knotenpunktausbau mit zusätzlichen kurzen 

Linksabbiegestreifen im Zuge der bevorrechtigten Greifswalder Straße erforderlich. 

 

Unter der Prämisse einer Beibehaltung der derzeitigen Signalisierung am Hauptknoten 

Leipziger Straße / Greifswalder Straße ergibt sich bei einer LSA-Lösung am Knoten 

Greifswalder Straße / Emdener Straße die verkehrstechnische Möglichkeit einer 

Entschärfung der Rückstauproblematik. 
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In Anbetracht der neuen städtebauliche Entwicklungsziele- insbesondere bezüglich der 

Etablierung des Schulcampus und des Wohnviertels – und deren Umsetzung ergibt sich 

eine Beibehaltung der Verkehrserschließung auf der Greifswalder Straße.  

 

Das ursprüngliche Ziel der Verkehrsentlastung und Minderung des Verkehrslärms für die 

Bebauung westlich der Greifswalder Straße kann dadurch nicht mehr umgesetzt werden. 

Die Bauleitplanungen setzen sich mit der Thematik auseinander. 

 

Durchwegung: 

Im Hinblick auf die Erreichbarkeit des Schulcampus inkl. der Einbindung in das neue 

städtebauliche Umfeld ist die öffentliche Durchwegung (Fußgänger und Radverkehr) von 

wichtiger stadtfunktionaler Bedeutung. 

 

Die Wegeachse dient als Verbindung zwischen der Haltestelle der Stadtbahn an der 

Leipziger Straße, dem zentralen Versorgungsbereich und der Wohnbebauung mit der 

geplanten Kindertagesstätte und ist spätestens bei Nutzungsaufnahme der 

Wohnbebauung zu realisieren. Die Anbindepunkte stehen aufgrund der 

Wettbewerbsergebnisse in den Bereichen Wohnen (JOV753) und Nahversorgung (JOV752) 

bereits fest. 

 

ÖPNV-Anschluss: 

Regionalbahn, Umsteigepunkt bzw. Haltestelle Leipziger Straße (vorgesehen bzw. in 

Planung)  

Stadtbahn bzw. Straßenbahn Linie 2, Haltestelle in der Leipziger Straße  

Stadtbuslinie 35 (Grubenstraße — Kalkreiße) mit Haltestellen in der Greifswalder Straße 

und der Leipziger Str. (gemeinsam mit Stadtbahn)  

 

Fuß- und Radwegeanbindung: 

Geplanter Ausbau Radverkehr in der Greifswalder Straße mit 1,50 m Schutzstreifen je 

Fahrtrichtung. Öffentliche 0uerung durch das Gebiet. Anlage eines mit Gehweges mit 

mind. 2,50 m Breite auf der Ostseite Greifswalder Straße und entlang der neuen 

Erschließungsstraße (Ringstraße). 

 

Kfz- und Fahrradstellplätze: 

Die erforderlichen Stellplätze für PKW (einschl. barrierefreien Stellplätzen) und Fahrräder 

müssen auf dem zukünftigen Schulgrundstück ausgewiesen werden. 

 

 

1.7 Umweltbelange 

Lärm 

Auf das Plangebiet wirken aufgrund unterschiedlicher Quellen Immissionen ein, v. a. durch 

Straßen- und Schienenlärm. Die Hauptlärmquellen stellen die Greifswalder Straße im 

Südwesten,  die Leipziger Straße inkl. Straßenbahntrasse im Süden, die geplante 

Erschließungsstraße im Norden  sowie der Bahntrasse im Osten dar. Weiterhin ergibt sich 

Gewerbelärm durch das geplante Nahversorgungszentrum (u. a. Stellplätze, Anliefer- und 

Entsorgungsverkehr, technische Anlagen etc.). 

 

Klimaökologie 

Das Gebiet befindet sich in der Klimaschutzzone 2. Ordnung (westlicher Bereich) sowie in 

der Sanierungszone (östlicher Bereich). Ausgehend von der Mitte der im Osten 
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tangierenden Bahngleise soll am Rand des Geltungsbereiches ein 30 m breiter Streifen 

freigehalten werden, welcher der Zufuhr von Frischluft dient. 

 

Mit der geplanten Baumasse im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist es dringend 

geboten, einer thermischen Belastung durch Dach-, Hof- und Fassadenbegrünung sowie 

durch ausreichende Grünflächen/ -strukturen vorzubeugen. Die Freiflächen sind soweit 

möglich als Grünflächen auszuführen und als Erholungsraum zu gestalten. 

Anlagen zur Energiegewinnung aus regenerative Energien sind auf / am Gebäude mit 

vorzusehen. 

 

Oberflächengewässer 

Im Vorhabengebiet befinden sich keine natürlichen oder angelegten Oberflächengewässer.  

 

Vegetation/ Artenschutz 

Das Plangebiet ist stark anthropogen überprägt und als insgesamt strukturarm zu 

charakterisieren. Der Standort ist großflächig mit Straßenverkehrsflächen, 

Bestandsgebäuden sowie Flächen aus Beton, Betonplatten, Betonpflaster, Betonrasengitter 

und Schotter versiegelt und teilversiegelt. Es sind lediglich Ruderalfluren vorhanden, die 

bei Beräumung und Altlastensanierung des Areals verloren gehen.  

 

Zur Vermeidung und zum Ausgleich von Beeinträchtigungen durch das Vorhaben werden 

im weiteren Verfahren verschiedene Gutachten erstellt, u. a. Grünordnungsplan inkl. 

Vermeidungs- bzw. Ausgleichsmaßnahmen. Mit dem Bebauungsplan wird ein 

Umweltbericht angefertigt, der Anlage der Begründung sein wird. 

 

Geologie/ Boden 

Das Plangebiet befindet sich im Ausstrichbereich des Unteren Gipskeupers. Die Tonsteine/ 

Mergelsteine werden zur Erdoberfläche hin durch mächtige Deckschichten, bestehend aus 

Grundwasser führenden Kiesen einer weichselkaltzeitlichen Niederterrasse sowie 

oberflächennahen Lösslehmen und Auffüllungen überlagert. 

 

Aufgrund der geomorphologischen Position kann das Plangebiet hinsichtlich einer 

möglichen Gefährdung durch Subrosion (unterirdische Ablaugung von Sulfaten) nach dem 

Subrosionskataster des TLUBN der Gefährdungsklasse B-b-I-1 zugeordnet werden. Es 

handelt sich dabei um ein Gebiet mit weit fortgeschrittener Subrosion, in dem bei gering 

mächtigen Sulfateinschaltungen lediglich lokale Bildungen von Spalten und kleineren 

Hohlräumen möglich sind. Aus dem unmittelbaren Umfeld der geplanten Baumaßnahme 

sind keine Erdfälle oder Senkungen bekannt. 

 

Aus der vorab dargestellten geologischen Situation ergibt sich hinsichtlich Subrosion ein 

vergleichsweise geringes Gefährdungspotential (Restrisiko) für den Baustandort. Bedingt 

durch die vorangegangene Bebauung ist weiterhin davon auszugehen, dass die natürlichen 

Lagerungsverhältnisse in Oberflächen nähe vielfach gestört sind, Erdstoffe ausgetauscht, 

aufgeschüttet oder abgetragen wurden. 

 

Im Rahmen des angrenzenden Bauleitplanverfahren JOV752 wurden ein 

Baugrundgutachten sowie eine Stellungnahme zur Versickerungsfähigkeit angefertigt. Für 

die Flächen des geplanten Nahversorgungszentrums (JOV752) liegen mit Ausnahme der 

Straßenverkehrsflächen Untersuchungen zur Altlastensituation vor. Ebenfalls liegt für 

diese Fläche eine abfallwirtschaftliche Bewertung vor. 
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Die Untersuchungsergebnisse aus dem Planverfahren JOV752 können als erste 

Vororientierung für das Areal des geplanten Schulcampus gewertet werden. 

 

Im weiteren Bauleitplanverfahren sind ggfls. konkretisierende Untersuchungen 

vorzunehmen und entsprechende Maßnahmen bzw. Hinweise in den Bebauungsplan 

aufzunehmen. 

 

 

1.8 Archäologie / Denkmalpflege 

In unmittelbarer räumlicher Nähe des Planungsgebietes befinden sich Grundstücksflächen, 

auf denen bereits Bodenfunde verifiziert wurden. Es ist daher davon auszugehen, dass im 

Planungsgebiet weitere Bodendenkmale vorhanden sind. Deshalb müssen Eingriffe in den 

unterirdischen Bauraum denkmalrechtlich erlaubt werden. 

 

Die Anzeige- und sonstigen Verhaltenspflichten nach § 16 Thüringer Denkmalschutzgesetz 

gelten ergänzend. Auf das Schatzregal des Freistaates Thüringen im Anwendungsbereich 

des § 17 Thüringer Denkmalschutzgesetz wird ergänzend hingewiesen. 

 

Rechtsgrundlage: 

Thüringer Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmale (Thüringer 

Denkmalschutzgesetz – ThürDSchG -) in der Fassung vom 14.04.2004 (GVBl. S. 465, 562), 

zuletzt geändert durch Art. 1 und 2 des Thüringer Verwaltungsreformgesetzes 2018 

(ThürVwRG 2018) vom 18.12.2018 (GVBl. S. 731) 

 

Denkmalgeschütze Gebäude befinden sich nicht innerhalb des Geltungsbereiches der 

Bauleitplanung JOV754 bzw. nicht im Geltungsbereich des rechtswirksamen 

Bebauungsplans JOV416.  

 

Zur Identitätsstiftung im Bereich östlich der Greifswalder Straße sollen in Teilbereichen, z. 

B. im Geltungsbereich JOV753 und JOV757, Gebäude bzw. Gebäudeteile (z. B. die Front der 

ehemaligen Schlachthalle bzw. Bogenhalle) und die Eingangsgebäude des ehemaligen 

Schlachthofareals an der Greifswalder Straße erhalten bleiben.  

 

 

1.9  Technische Infrastruktur 

Das Plangrundstück wird mit technischer Infrastruktur erschlossen:  

(Trinkwasser, Abwasser, Strom, Gas, Fernwärme, Telekommunikation - Breitband)  

 

Die Neukonfektionierung und Verlegung der Medien erfolgen im Zuge der Umsetzung der 

Baumaßnahmen sowie einer weiteren Konkretisierung der Erschließungsplanung. 

 

Das Plangebiet befindet sich im Fernwärmesatzungsgebiet "Ost 01". Ggfls. ist die 

Umverlegung der Fernwärmeleitung (Heißdampftrasse in Hochlage) entlang der 

Bahntrasse erforderlich, da diese sich teilweise innerhalb der zukünftigen 

Erschließungsstraße (Ringstraße) befindet.  

 

 

1.10 Schulkonzept 

Da es gegenwärtig noch keinen Schulträger gibt, liegt kein Schulkonzept vor. 
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Zur Umsetzung könnten beispielsweise eine Gemeinschaftsschule oder eine Grundschule 

in Kombination mit einem Gymnasium auf dem Grundstück kommen. Die Erforderlichkeit 

einer 2-Felder-Sporthalle (min. 22 m x 44 m) besteht in allen Konzepten. 

 

 

2. Planungsziele / Planungsvorgaben 

Mit dem Bebauungsplan JOV754 werden u. a. folgende Planungsziele angestrebt: 

-  Sicherung und Entwicklung einer Gemeinbedarfsfläche 

-  Realisierung eines Schulcampus für bis zu 1000 Schüler / Schülerinnen sowie einer 2-

Felder-Sporthalle 

-  Festsetzung von erforderlichen Umweltschutzmaßnahmen im Hinblick auf die 

Entwicklung eines südlich gelegenen zentralen Versorgungsbereiches sowie 

angrenzender Straßenverkehrs- und Bahnflächen mit hoher Lärmbelastung 

-  Einordnung einer öffentlichen Durchwegung durch den Schulcampus von der 

Haltestelle der Stadtbahn über den geplanten zentralen Versorgungsbereiches bis zur 

geplanten Wohnbebauung 

- Integration einer standortverträglichen Anzahl von Kfz-Stellplätzen sowie von 

ausreichend dimensionierten Fahrradabstellanlagen 

- Berücksichtigung der Erfordernisse bezüglich Hol- und Bringe-Verkehre  

 

Baufeld – überbaubare Grundstücksfläche: 

Das Baufeld/ die Bebauung soll folgende Mindestabstände zur Grundstücksgrenze 

einzuhalten:  

Westen 5 m  

Norden 3 m  

Osten und Süden 0 m. 

 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird im weiteren Verfahren durch Baugrenze und 

ggfls. Baulinien auf dem Baugrundstück fixiert. 

 

Geschossigkeit: 

max. 5 Vollgeschosse 

 

GRZ / Regenwasserrückhaltung: 

Als GRZ wird 0,8 angestrebt. Eine Überschreitung des Wertes wird ausgeschlossen. 

Im Hinblick auf die Kombination mit Dachbegrünung sollen Maßnahmen zur 

Regenrückhaltung geprüft werden. 

 

Dach- und Fassadenbegrünung / Begrünung von Hofflächen / erneuerbare Energien: 

Beabsichtigt sind Dach-, Hof- und Fassadenbegrünung sowie durch ausreichende 

Grünflächen/ -strukturen. Die Freiflächen sind soweit möglich als Grünflächen auszuführen 

und als Erholungsraum zu gestalten. 

Anlagen zur Energiegewinnung aus regenerative Energien sind auf / am Gebäude mit 

vorzusehen. 

 

 

Geh- und Fahrrecht (für Radfahrer): 

Anlage eines Korridors mit einem Geh- und Fahrrecht für Radfahrer in auskömmlicher 

Breite zur Anbindung des nördlich gelegenen Wohngebietes mit dem südlich 

Nahversorgungszentrum und der Haltestelle der Stadtbahn. 
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Schallschutz: 

Erforderliche Schallimmissionsprognosen sind für den Standort / das Vorhaben vorzusehen 

und die Ergebnisse sind in die Festsetzungen des Bebauungsplans einzuarbeiten. 

 

 

2.1. Planungsalternativen / Planungswettbewerb 

Mit dem städtebaulichen Konzept „Greifswalder Straße“ liegt ein tragfähiger Entwurf für 

die Entwicklung eines Quartiers mit Gewerbe im Norden, einem Wohnviertel, einem 

Schulcampus sowie einem zentralen Versorgungsbereich (ZVB) vor, welches das 

grundsätzliche Ziel der städtebaulichen Neuordnung untergenutzter und teilweise brach 

liegender Gewerbefläche in städtisch günstiger Lage mit hervorragenden Anbindungen an 

den ÖPNV und sonstige Erschließungsanlagen verfolgt.  

 

Dabei wird dem städtebaulichen Leitbild einer Stadt der kurzen Wege, der Ausbildung 

verkehrsarmer Siedlungsstrukturen sowie dem Prinzip, vorrangig untergenutzte 

innenstadtnahe Flächen für eine Bauflächenentwicklung vor der Inanspruchnahme neuer 

Flächen am Siedlungsrand zu nutzen, Rechnung getragen. Gleichfalls ergibt sich der Bedarf 

an neuen Schulplätzen im gewachsenen bzw. kompakten Stadtgefüge unter 

Berücksichtigung der hervorragenden Anbindung an das ÖPNV-Netz. 

 

Der Bebauungsplan JOV754 vermeidet damit die mögliche Alternative der Erschließung 

und Aufsiedlung neuer Flächen außerhalb der Kernstadt mit ihren negativen Folgen, 

insbesondere auch im Hinblick auf die Schulwege / Schülerbeförderung außerhalb des 

Einzugsbereiches des Stadtbahnnetzes.  

 

Mit der Planung wird weiterhin ein wichtiger Beitrag für die Erneuerung, Fortentwicklung 

und den Umbau vorhandener Ortsteile im Hinblick auf die Förderung der Stadtentwicklung 

und der baukulturellen Entwicklung (z. B.  durch die Umsetzung des Siegerentwurfes des 

baulichen Realisierungswettbewerbes für den Schulcampus) geleistet. Die Frage nach 

Planungsalternativen stellt sich somit nicht.  

 

 

2.2 Kosten / Haushaltsmittel / Verträge 

Für den Neubau des Schulcampus und weitere Entwicklungs- bzw. Investitions- sowie 

Folgekosten sind entsprechende Haushaltsmittel (z. B. Planungskosten, Baumaßnahme 

Schulgebäude und 2-Felder-Sporthalle, Unterhaltung der Gebäude, Mitleistungsanteile an 

der Gesamterschließung des Gebietes östlich Greifswalder Straße, Mitleistungsanteile an 

erforderlichen Schallschutzmaßnahmen an bestehenden Wohngebäuden westlich der 

Greifswalder Straße etc.) einzustellen. 

 

Im Hinblick auf die Erschließung und die evtl. anstehenden Lärmschutzmaßnahmen an den 

Gebäuden westlich der Greifswalder Straße sind mit dem Vorhabenträger der 

Planverfahren JOV752 (Einkaufs- und Versorgungszentrum Leipziger Straße) und JOV753 

(Wohnviertel Greifswalder Straße) sowie dem Hauptgrundstückseigentümer JOV757 

(Gewerbeflächen südl. Heckerstieg) Verträge zur Umsetzung der Maßnahmen und zur 

anteiligen Kostentragung abzuschließen. 

 

 

2.3 Anlagen 

- Bodenschutz und Altlasten 


